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Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Fügen 

vom ......................, mit der die 

2. Fortschreibung des

ÖRTLICHEN RAUMORDNUNGSKONZEPTES 

erlassen wird 

Aufgrund der § 31c Abs. 1 und 2, in Verbindung mit den §§ 28, 29 Abs. 2 und § 31 des Tiroler 

Raumordnungsgesetzes 2022 – Tiroler Raumordnungsgesetz (TROG) 2022,  

LGBl. Nr. 43/2022 idF Nr. 75/2025 wird verordnet: 

1. Abschnitt

Allgemeines

§ 1 GELTUNGSBEREICH

(1) Diese Zweite Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes gilt für das

gesamte Gemeindegebiet.

(2) Die Zweite Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes ist auf einen

Planungszeitraum von 10 Jahren ausgerichtet.

(3) Der Verordnungsplan im Maßstab 1:5.000 sowie der Verordnungstext mit Anlage A

bilden den inhaltlich verbindlichen Bestandteil des örtlichen

Raumordnungskonzeptes. Die Pläne basieren auf den Grundlagen der

Bestandsaufnahme, des Erläuterungsberichtes und des Umweltberichtes.

(4) Das Örtliche Raumordnungskonzept liegt im Gemeindeamt während der für den

Parteienverkehr bestimmten Amtszeiten zur allgemeinen Einsichtnahme auf.
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2. Abschnitt 
Festlegungen über die geordnete räumliche Entwicklung 

§ 2 ALLGEMEINE AUFGABEN UND ZIELE 

Im Sinne der Ziele der örtlichen Raumordnung nach §27 Abs. 2 des Tiroler 

Raumordnungsgesetzes 2022 – TROG 2022 werden für die geordnete räumliche Entwicklung 

der Gemeinde folgende vorrangige grundlegende Festlegungen getroffen: 

 

(1) Räumliche Gesamtentwicklung und Siedlungsentwicklung 

Die Gemeinde ist vorrangig als Wohngemeinde zu sehen und weiterzuentwickeln. 

Dabei ist dem Wohnbedarf zur Befriedigung des dauernden Wohnbedarfs zu 

leistbaren Preisen Priorität einzuräumen. 

Innerhalb des Siedlungsbereiches muss zuerst durch Lückenschließung eine 

Nachverdichtung stattfinden. Hierfür sollen die bestehenden Flächen-Ressourcen 

durch die Heranziehung von bereits gewidmeten, unbebauten Flächen genutzt 

werden. 

Es gilt, die Ortsteilkerne infrastrukturell zu verbessern. Für die darüber hinaus 

gehende Siedlungsentwicklung sind im Verordnungsplan dargestellte Bereiche 

unter Berücksichtigung der jeweiligen Zeitzonen und Dichtefestlegung bzw. 

Bebauungsregeln heranzuziehen. 

Siedlungsentwicklungen im zentrumsnahen Bereich bzw. im Nahbereich zu 

Haltestellen des öffentlichen Verkehrs sind zu forcieren. Eine Zersiedelung soll 

vermieden werden. 

 

Gewerbliche Betriebe sollen ausschließlich auf den ausgewiesenen 

Gewerbegebietsflächen angesiedelt werden, um Nutzungskonflikte zu vermeiden. 

Die weitere Entwicklung dieser Flächen orientiert sich an der bisherigen Ansiedlung 

des Gewerbes (Bestand) und soll auch in Zukunft abgegrenzt vom Siedlungsraum 

verfolgt werden. 

 

(2) Freiraumschutz 

Im Sinne der Sicherung der Freiraumfunktion sind die ausgewiesenen 

Freihalteflächen entsprechend ihrer Differenzierung von künftigen 

Planungsmaßnahmen auszuklammern, soweit in dieser Verordnung nichts anderes 

bestimmt ist. 

 

(3) Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung 

Die laute Prognose positive Bevölkerungsentwicklung soll durch die Gemeinde 

weiter unterstützt werden. Dabei soll vor allem auf Baulandmobilisierung gesetzt 

und diesbezügliche Maßnahmen zur räumlichen Entwicklung angestrebt werden. 

 

(4) Wirtschaftsentwicklung 

Die Gemeinde Fügen ist aufgrund der ausgewiesenen Gewerbegebiete im Osten 

und der dort bestehenden Betriebe als Wirtschaftsstandort zu konsolidieren. Es gilt, 

optimale Standortbedingungen für die ortsansässigen Klein- und Mittelbetriebe zu 

gewährleisten. Die bestehenden Flächenreserven für betriebliche 

Neuansiedlungen sind zu nutzen. Zielsetzung ist zudem die Erhaltung und 

umsichtige Weiterentwicklung der bestehenden Kleinbetriebe. 

 

Die bestehende Nahversorgung ist zu erhalten, auszubauen, zu fördern und 

weiterzuentwickeln. 

 

Die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe sind im Hinblick auf ihre Bedeutung für 

die Erhaltung der bäuerlichen Kulturlandschaft zu fördern und zu unterstützen. Die 

Landwirtschaft ist in ihrem Bestand zu sichern. 
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Der Tourismus ist als Wirtschaftsfaktor zu erhalten und zu fördern. Er soll sich mit dem 

Leitbild und mit den Schwerpunkten Ruhe und Erholung, Sport, Freizeit und 

Gesundheit identifizieren und sich diese Werte mit Blick auf die Entwicklung der 

entsprechenden Infrastruktur zu Nutze machen. Der Fokus ist insbesondere auf den 

Sommertourismus zu richten. 

§ 3 SICHERUNG VON FREIHALTEFLÄCHEN 

(1) Die im örtlichen Raumordnungskonzept im Verordnungsplan dargestellten 

Freihalteflächen sind im Interesse der Erhaltung zusammenhängender land- und 

forstwirtschaftlicher Flächen (FL, FF), ökologisch wertvoller Flächen (FÖ), natürlicher 

und naturnaher Landschaftsteile bzw. landschaftlich wertvoller Flächen (FA) sowie 

zusammenhängender Erholungsräume (FE) von einer diesen Zielen 

widersprechenden Bebauung freizuhalten, soweit in den folgenden Absätzen 

nichts anderes bestimmt ist. Die nach § 41 Abs. 2 und § 42a und § 42b TROG 2022 

zulässigen baulichen Anlagen dürfen in den im Abs. 1 angeführten Freihalteflächen 

errichtet werden. Bei ökologischen Freihalteflächen ist die Koordination mit der 

Naturschutzbehörde notwendig. 

 

(2) Landwirtschaftliche Freihalteflächen FL 

In den als landwirtschaftliche Freihalteflächen ausgewiesenen Flächen sind 

Sonderflächen für Gebäude und Anlagen, die der land- und forstwirtschaftlichen 

Nutzung dienen, wie z.B. für Hofstellen, Austraghäuser, Wirtschaftsgebäude, und 

land- bzw. forstwirtschaftliche Nebengebäude, sowie Gebäude und Anlagen der 

öffentlichen Infrastruktur zulässig, wenn es dadurch zu keiner Beeinträchtigung der 

Freihalteziele kommt. Sonderflächenwidmungen nach den §§ 44, 46 und 47 TROG 

2022 für landwirtschaftliche Sondernutzungen sind in den landwirtschaftlichen 

Freihalteflächen zudem nur dann zulässig, wenn die Ausweisung der 

Sonderflächenwidmung in einer Randlage zum Siedlungsgebiet erfolgt oder ein 

anderer Standort nachweislich betriebstechnisch erforderlich ist. 

In den Landwirtschaftlichen Freihalteflächen sind folgende Bereiche als Hofstellen 

oder als sonstige land- oder forstwirtschaftliche Gebäude und Anlagen ohne 

Sondernutzungsstempel ausgewiesen: 

Hofstelle mit gewerblicher Nebennutzung, Festlegung: Abstellen von gewerblichen 

Fahrzeugen für das Güterbeförderungsgewerbe im untergeordneten Ausmaß auf 

ca. 2300 m² des Grundstücks auf Gst. 3067 

Hofstelle auf Gst. .531 

Hofstelle mit gewerblicher Nebennutzung (Handelsbetrieb mit Büro und Handel) 

auf Gst. 3097/1, 3097/2, .462 

Aussiedlung Wirtschaftsgebäude/Stall einer Hofstelle auf Gst. 3101, Rinderlaufstall 

mit betriebstechnisch notwendigen Räumlichkeiten 

Austragshaus bzw. Wohnhaus einer Hofstelle auf Gst. 3108/2 

Hofstelle mit Objekten auf mehreren nicht zusammenhängenden Grundflächen 

mit gewerblicher Nebennutzung auf Gst. 3109/1, Festlegung: Wirtschaftsgebäude, 

Abstellen von gewerblichen Fahrzeugen für das Güterbeförderungsgewerbe auf 

2.000 m² 

Hofstelle auf Gst. Tb. 3165 

Stadel in Massivbauweise auf Gst. 3167/1 

Hofstelle auf Gst. Tb. 3407 

Stallgebäude für Heumilchwirtschaft auf Tb. Gst. 3445/3 

 

(3) Forstliche Freihalteflächen FF 

Die im Verordnungsplan ausgewiesenen Freihalteflächen (FF) gelten als 

forstwirtschaftliche Freihalteflächen und sind im Interesse der forstwirtschaftlichen 

Bedeutung, der Schutzfunktion sowie der Bedeutung des Waldes für das 

Landschaftsbild und als Erholungsraum von einer diesen Zielen widersprechender 

Bebauung freizuhalten. In derartigen Freihalteflächen ist die Ausweisung von 
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Sonderflächen nur zulässig, wenn der Sonderflächenzweck die Situierung im Wald 

erfordert (Bsp. Jagd- oder Forsthütten) und bezüglich derer eine Übereinstimmung 

mit den Freihaltezielen besteht.  

Darüber hinaus ist es zulässig, Sonderflächenwidmungen nach den TROG 2022 § 47 

in forstlichen Freihalteflächen (FF) neu auszuweisen, wenn diese nachweislich 

betriebstechnisch notwendig sind sowie eine unmittelbare Verbindung zur 

landwirtschaftlichen oder forstwirtschaftlichen Nutzung aufzeigen. Diese 

Erfordernisse sind im Zuge der Änderung des Flächenwidmungsplanes zu prüfen 

und durch Fachstellungnahmen konkret nachzuweisen. 

Bauliche Maßnahmen in den Freihaltflächen dürfen keine negativen Auswirkungen 

auf die umgebenden Waldflächen und das Landschaftsbild haben und müssen 

den Zielen der örtlichen Raumordnung entsprechen. Bauliche Anlagen müssen 

vorab von der Bundesforstinspektion genehmigt bzw. muss eine positive 

Stellungnahme zum geplanten Bauvorhaben der Bundesforstinspektion vorgelegt 

werden.  

Im Hinblick auf die Erhaltung zusammenhängender forstwirtschaftlich genutzter 

Gebiete sind Waldflächen, sofern sie nicht als ökologisch oder landschaftlich 

wertvolle Flächen ausgewiesen sind die im Verordnungsplan mit (FF) 

gekennzeichneten Flächen von einer Bebauung freizuhalten. 

 

(4) Landschaftlich wertvolle Freihalteflächen FA 

Landschaftlich wertvolle Freihalteflächen sind zu erhalten und zu pflegen und ein 

substanzielles Fortschreiten der Bebauung ist hintanzuhalten. Dazu gehört die 

Bewahrung besonders erhaltungswerter natürlicher oder naturnaher 

Landschaftselemente oder –teile, insbesondere auch durch den Erhalt der 

landschaftsprägenden, landwirtschaftlichen Nutzung und Bewirtschaftung. 

Die Ausweisung von Sonderflächen ist nur dann zulässig, soweit der Freihaltezweck 

insgesamt dadurch nicht beeinträchtigt wird. Die Errichtung neuer sonstiger land- 

und forstwirtschaftlicher Gebäude hat im unmittelbaren Nahbereich bestehender 

Gebäude zu erfolgen, wobei zur Sicherstellung der Erhaltung eines harmonischen 

Landschaftsbildes zwingend die Erlassung eines Bebauungsplanes erforderlich ist. 

Sonderflächenwidmungen für Arrondierungen bestehender landwirtschaftlicher 

Nutzungen und für Neubauten kleinräumiger landwirtschaftlicher baulicher 

Anlagen sind zulässig, wenn keine Möglichkeit zur Ausweisung außerhalb der 

Freihaltefläche besteht und eine positive naturkundefachliche Beurteilung vorliegt. 

Unter Bezugnahme auf die einschlägigen Bestimmungen der TBO 2022 (§7 Abs 2 

und insbesondere §18 Abs 3) wird festgehalten, dass diese innerhalb 

landschaftsbildlich wertvoller Freihalteflächen besonders streng anzuwenden sind. 

 

(5) Ökologisch wertvolle Freihalteflächen FÖ 

Für die Zulässigkeit von baulichen Anlagen gilt: Im Zuge der Abklärung der 

Vereinbarkeit von Umwidmungen mit dem jeweiligen Freihaltezweck ist jeweils eine 

zustimmende naturkundefachliche Stellungnahme Voraussetzung und somit die 

Koordination mit der Naturschutzbehörde anzustreben, da sämtliche FÖ-Flächen 

aus naturschutzfachlicher Sicht als schützenswert einzustufen sind. 

Abweichend hiervon dürfen für landwirtschaftliche Nutzungen Sondernutzungen 

auch in Einzellagen ausgewiesen werden, wenn folgenden Kriterien erfüllt sind: 

- Keine Möglichkeit zur Errichtung in anderer Position, bzw. Standort in einer 

Ökologisch wertvollen Freihaltefläche nachweislich betriebstechnisch 

notwendig 

- Nur untergeordnete bauliche Nutzung (Sonderflächen nach § 47) 

- Landschaftsverträglicher Standort 

- Vorhandensein der erforderlichen Infrastruktur 

- Keine Beeinträchtigung der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 

 

(6) Freihalteflächen für Freizeit-, Sport- und Erholungsnutzung FE 

In den als Erholungsraum ausgewiesenen Freihalteflächen ist gemäß den Zielen der 

örtlichen Raumordnung nur eine Widmung von Sonderflächen für Sportanlagen 
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und sportlichen Freianlagen mit den damit verbundenen, untergeordneten 

Nebengebäuden zulässig. 

(7) Sonstige Freihalteflächen FS

In den sonstigen Freihalteflächen ist die Ausweisung von Bauland unzulässig. Die

Ausweisung von Sonderflächen ist nur zur Absicherung des Freihaltezweckes

zulässig und wenn der Sonderflächenzweck die Situierung in den sonstigen

Freihalteflächen erfordert. Der Freihaltezweck ist jeweils zu den FS-Flächen im

Verordnungsplan sowie in dieser Verordnung definiert.
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§ 4 SIEDLUNGSENTWICKLUNG

(1) Entsprechend der aktuellen Bevölkerungsentwicklung ist mit einem 
Einwohnerzuwachs von ca. 604 Personen innerhalb des Planungszeitraumes (bis 
2035) zu rechnen. Der Anzahl der Haushalte wird dabei bis Ende des 
Planungszeitraumes auf rund 4.921 ansteigen, bei einer Annahme von rund 2,27 
Personen pro Haushalt. Das Höchstausmaß jener Grundflächen, die im Hinblick auf 
die angestrebte Bevölkerungsentwicklung als Siedlungsentwicklungsfläche für 
Wohnzwecke ausgewiesen werden sollte, entspricht rund 14,12 ha. Im ggst. 
Konzept werden rund 2,25 ha als Siedlungsentwicklungsflächen für Wohnnutzung 
innerhalb des Gemeindegebiets ausgewiesen.

(2) Siedlungsentwicklungen sind vorrangig im zentrumsnahen Bereich bzw. im 
Nahbereich zu Haltestellen des öffentlichen Nahverkehrs anzustreben.

(3) Für die Siedlungsentwicklung sind die im Verordnungsplan dargestellten Bereiche 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Zeitzonen und Dichtefestlegungen 
heranzuziehen.

Für die Siedlungsentwicklungsflächen gelten folgende Dichtefestlegungen:

Für das gesamte Ortsgebiet gilt eine Mindestnutzflächendichte von 0,30 als 
Vorgabe für einen sparsamen Umgang mit verfügbaren Flächenressourcen.

D0 nutzungsbezogen bodensparend bzw. funktionsbezogen bodensparend (gilt 
für bauliche Entwicklungsbereiche für Sondernutzungen)

D1 entspricht überwiegend einer Bebauung mit einer Nutzflächendichte von 

höchstens 0,50 

D2 entspricht überwiegend einer Bebauung mit einer Nutzflächendichte von 

höchstens 0,70 

D3 entspricht überwiegend einer Baumassendichte von mindestens 1,00 (gilt für 

Entwicklungsbereiche im Gewerbegebiet) 

(4) Für die Siedlungsentwicklungsflächen gelten folgende Bebauungsregeln:

Bebauungsregel 1 (BR1):

Unbebaute sowie bebaute Grundstücke sind mit einer Mindestnutzflächendichte

von 0,30 im Sinne einer bodensparsamen Bauweise sowie einer maximalen

Nutzflächendichte von 0,50 zum Schutz vor einer zu dichten Bebauung zu

bebauen. Hierbei gilt eine Nutzfläche von maximal 300 m².

Die Festlegung der Mindestnutzflächendichte kann bei bebauten Grundstücken

unterschritten werden, die eine vorhandene Nutzfläche von weniger als 300 m²

aufweisen, sofern eine Nachverdichtung stattfindet und somit eine Erhöhung der

vorhandenen NFD erfolgt. Dies entspricht den Zielen der örtlichen Raumordnung lt.

TROG 2022 §27 Abs. 2 lit.  a, e, f.

Unbebaute gewidmete Grundstücke, die mit den Tag des Inkrafttretens der

Verordnung eine Grundstücksgröße von 425 bis 600 m² aufweisen, dürfen die

Nutzflächendichte auf bis zu maximal 0,25 reduzieren. Dies entspricht einer

bodensparenden Bebauung.

Entlang von Verkehrsflächen ist ein Streifen von 50 cm von der straßenseitigen

Grundgrenze gemessen grundsätzlich von allen baulichen Anlagen freizuhalten.

Es sind maximal zwei oberirdische Geschoße und zusätzlich ein Dachgeschoß,

welches maximal 50 v.H. der Wohnnutzfläche des darunterliegenden Geschoßes

aufweisen darf, zulässig.
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Die Bebauungsregel 1 (BR1) entspricht der im rechtswirksamen Verordnungsplan 

zum örtlichen Raumordnungskonzept der Gemeinde Fügen festgelegten 

Dichtezone 1. 

Die Bebauungsregel 1 (BR1) ist in jenen Entwicklungsbereichen anzuwenden, für 

die im rechtswirksamen Verordnungsplan zum örtlichen Raumordnungskonzept der 

Gemeinde Fügen die Dichtezone 1 gilt, ausgenommen unbebaute Flächen, für die 

eine Verpflichtung zur Bebauungsplanung festgelegt ist. 

 

Bebauungsregel 2 (BR2)- Kerngebiet: 

Unbebaute sowie bebaute Grundstücke sind mit einer Mindestnutzflächendichte 

von 0,50 im Sinne einer bodensparsamen Bauweise sowie einer maximalen 

Nutzflächendichte von 0,70 zum Schutz vor einer zu dichten Bebauung zu 

bebauen. Hierbei gilt eine Nutzfläche von maximal 500 m².  

Die Festlegung der Mindestnutzflächendichte kann bei bebauten Grundstücken, 

die eine vorhandene Nutzfläche von weniger als 500 m² aufweisen, unterschritten 

werden, sofern eine Nachverdichtung stattfindet und somit eine Erhöhung der 

vorhandenen NFD erfolgt. Dies entspricht den Zielen der örtlichen Raumordnung lt. 

TROG 2022 §27 Abs. 2 lit.  a, e, f. 

Entlang von Verkehrsflächen ist ein Streifen von 50 cm von der straßenseitigen 

Grundgrenze gemessen grundsätzlich von allen baulichen Anlagen freizuhalten. 

Zudem sind maximal drei oberirdische Geschoße zulässig. 

 

Die Bebauungsregel 2 (BR2) entspricht der im rechtswirksamen Verordnungsplan 

zum örtlichen Raumordnungskonzept der Gemeinde Fügen festgelegten 

Dichtezone 2. 

Die Bebauungsregel 2 (BR2) ist in jenen Entwicklungsbereichen anzuwenden, für 

die im rechtswirksamen Verordnungsplan zum örtlichen Raumordnungskonzept der 

Gemeinde Fügen die Dichtezone 2 gilt, ausgenommen unbebaute Flächen, für die 

eine Verpflichtung zur Bebauungsplanung festgelegt ist. 

 

Für die Bebauungsregel BR1 und BR2 gilt ergänzend: 

Zur Gewährung einer geordneten und Boden sparenden Bebauung, einschließlich 

der nachträglichen Verdichtung bestehender Bauformen, wird für bebaute und 

unbebaute Grundstücke mit einer Fläche von mehr als 800 m² die Verpflichtung zur 

Bebauungsplanung gem. TROG 2022 §31b (1) festgelegt  

 

Dies gilt nicht in Bezug auf Um- und Zubauten von baulichen Anlagen welche keine 

Nutzfläche gem. TROG 2022 §61 Abs. 5 generieren, sowie den Zu- und Umbau von 

Dachkapfer laut Tiroler Bauordnung 2022 §2 Abs. 18 lit. a, solange die 

Nutzflächendichten und maximalen Nutzflächen laut geltender Bebauungsregel 

bzw. Dichtezone eingehalten werden. 

 

Die Errichtung von untergeordneten Bauteilen/Nebengebäuden ist auch ohne die 

Erlassung eines Bebauungsplans unabhängig der Grundstücksgröße zulässig, 

solange die Nutzflächendichten und maximalen Nutzflächen laut geltender 

Bebauungsregel bzw. Dichtezone eingehalten werden. 

 

Bei Umsetzung einer ortsbildverträglichen Gestaltung der Fassaden sowie einer 

traditionellen Dachform – insbesondere bei Ausführung eines Satteldachs mit einer 

Dachneigung von mindestens 12° und einer Fassadengestaltung mit einem 

ortsüblichen Materialanteil von über 50 % – kann im Einzelfall ein Abschlag auf den 

TVAG-Beitrag gemäß den Bestimmungen des TROG 2022 geprüft werden 

 

Hinweis:  

Gemäß TROG 2022 §31b Absatz 2 letzter Satz, treten mit der Erlassung von 

Bebauungsplänen bestehende textliche Festlegungen hinsichtlich der vom 

jeweiligen Bebauungsplan umfassten Gebiete bzw. Grundflächen außer Kraft. Dies 



Zweite Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Fügen 2026 Verordnungstext 

 

[10] 

beinhaltet jedoch nicht die festgelegten Dichtevorgaben laut Verordnungstext 

des rechtskräftigen Raumordnungskonzeptes. 

 

(5) Für die Siedlungsentwicklungsflächen gelten folgende Zeitzonen: 

 

z1 Diese Flächen sind zur Deckung des unmittelbaren Bedarfes vorgesehen, 

wobei die Infrastruktur gegeben sein muss. Dabei ist zu prüfen, ob dem 

Antragssteller derzeit gewidmete Flächen im Gemeindegebiet zur Verfügung 

stehen. Widmungskriterium ist der aktuelle Bedarfsnachweis. 

 

z2 Diese Flächen sind zur Deckung des mittelbaren Bedarfes vorgesehen, wobei 

der Ausbau der Infrastruktur notwendig ist. Mit dem Nachweis des 

tatsächlichen Bedarfes, sowie einer vorhandenen infrastrukturellen 

Erschließung, kann eine Ausweisung als Bauland erfolgen. Widmungskriterien 

sind der aktuelle Bedarfsnachweis und die Behebung der in der textlichen 

Festlegung zur betreffenden Rundsignatur festgehaltenen 

Infrastrukturdefizite. 

 

(6) Betreffend den Wohnraumbedarf im Sinne neuer Siedlungsentwicklungen gilt: 

- Das Vorliegen eines Bedarfes ist insbesondere anzunehmen bei Eigenbedarf 

durch Kinder. 

- Der Verkauf von Grundstücken dient zur Finanzierung von erforderlichen 

Investitionen an bestehenden Gebäuden oder zur Schaffung von neuem 

Wohnraum bzw. Betriebsgebäuden für den Eigenbedarf innerhalb des 

Gemeindegebietes. 

 

Baulandwidmungen in den Freihalteflächen bzw. mit Überschreitung der 

festgelegten Siedlungsgrenzen sowie absoluten Siedlungsgrenzen sind unzulässig. 

Davon ausgenommen sind geringfügige Baulandwidmungen mit Überschreitung 

der in der Verordnung festgelegten Siedlungsgrenzen bzw. Grenzen zu den 

Freihalteflächen, um für den Bauplatz oder für Zubauten oder Nebengebäude 

entsprechend den Bestimmungen der Tiroler Bauordnung 2022 eine einheitliche 

Widmung herzustellen. Dies ist nur zulässig, sofern das Grundstück an der 

Siedlungsgrenze bzw. Grenze zur Freihaltefläche nicht zweckmäßig unterteilt 

werden kann und dadurch jedenfalls keine neue Baulandtiefe eröffnet wird. Sind 

durch die Zusatzwidmung ökologisch wertvolle Flächen oder Gefahrenzonen 

betroffen, ist durch eine absolute Baugrenzlinie eine Bebauung dieser Bereiche 

auszuschließen. 

 

(7) Im Bereich größerer verkehrsmäßig bisher noch nicht erschlossener Bereiche ist vor 

einer Bebauung die Erschließung mittels Erschließungskonzept sicherzustellen. 

§ 5 WIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG 

(1) Im Sinne §2 (4) ist der Handel auf die Nahversorgung auszulegen und der Bestand 

insbesondere an den zentral gelegenen Standorten innerhalb bestehender 

Siedlungsräume im Ortsgebiet zu sichern. Die Ansiedlung von Großformen des 

Handels wird nicht angestrebt. 

 

(2) Zielsetzung im Bereich der gewerblichen Wirtschaft ist die Erhaltung der 

bestehenden Betriebe und die Ansiedelung neuer Mittel- und Kleinbetriebe. Dabei 

sollen vorhandene Flächen genutzt werden. Die Gemeinde Fügen ist bestrebt, 

optimale Standortbedingungen zu gewährleisten. Das Höchstausmaß jener 

Grundflächen, die im Hinblick für gewerbliche Nutzungen neu ausgewiesen 

werden sollte, entspricht rund 3,44 ha. 
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(3) Bei der Ausweisung von Flächen zur wirtschaftlichen Entwicklung ist darauf zu 

achten, dass Nutzungskonflikte zu angrenzenden Wohngebieten vermieden 

werden. 

 

(4) Die Landwirtschaft ist in ihrem Bestand zu sichern und zu unterstützen. Sie hat im 

Sinne der Nachhaltigkeit und der Erhaltung der Kulturlandschaft verantwortungsvoll 

zu handeln. 

 

(5) Zielsetzungen im Bereich des Tourismus ist der Erhalt der bestehenden Betriebe 

sowie die Ansiedlung von Kleinbetrieben. Beherbergungsgroßformen im Tourismus 

sind nicht vorgesehen und sollen nicht gefördert werden. 

§ 6 VERKEHRSERSCHLIEßUNG, LÖSUNG VON VERKEHRSPROBLEMEN 

(1) Die infrastrukturellen Maßnahmen für zu bebauende Siedlungsgebiete in Form der 

verkehrsmäßigen Erschließung (Straßen, Geh- und Radwege) richten sich nach 

dem aktuellen Stand der Technik, wobei grundstücksübergreifende 

Straßenprojekte und Erschließungen (Ringerschließungen) anzustreben sind. 

 

(2) Die Ausweisung von Siedlungsgebieten ist so zu wählen, dass kostenintensive 

Erschließungen nicht notwendig sind. 

Zu prüfen sind Siedlungsentwicklungen mittels Erschließungskonzepten, welche 

mehr als 800 m², beanspruchen. Die Erschließung dieser Gebiete ist durch die 

Erlassung von Bebauungsplänen sicherzustellen. 

 

(3) Dem Fußgänger- und Radfahrerverkehr sowie dem öffentlichen 

Personennahverkehr sind im öffentlichen Straßenraum erhöhte Priorität 

beizumessen bzw. entsprechende Trassen bzw. Haltestellen im Zuge der 

Bebauungsplanung zu sichern. Dies gilt insbesondere für die Verbindung der 

Ortsteilzentren mit den Wohngebieten und für die Erreichbarkeit von öffentlichen 

Einrichtungen und Erholungsräumen. 

 

(4) Siedlungsentwicklungen im geschlossenen Ortsgebiet bzw. im Nahbereich von 

Haltestellen des öffentlichen Verkehrs sind anzustreben. 

§ 7 ENTWICKLUNG DER SONSTIGEN INFRASTRUKTUR 

(1) Es gilt, den Ausbau-Standard des Kanal- und Trinkwassersystems zu halten und die 

Infrastruktur weiterhin regelmäßig auf dem Stand der Technik zu bringen. 

 

(2) Die bauliche Entwicklung ist nur in Abstimmung mit und nach Errichtung einer 

zeitgemäßen, rechtlich gesicherten Trink- und Löschwasserversorgung und einer 

geordneten Abwasserentsorgung zulässig. Konkrete infrastrukturelle Erfordernisse 

sind den Legenden der Zählerstempel zu entnehmen. 

 

(3) Betreffend die soziale Infrastruktur sowie der Kultur- und Sporteinrichtungen hat sich 

der Ausbau an den grundlegenden sozialen und öffentlichen Bedürfnissen zu 

orientieren. Den Bestand gilt es zu erhalten. 

 

(4) Um den Schutz bzw. die Sanierung von Gebieten mit erhaltenswerten Orts- und 

Straßenbildern bzw. Gebäudegruppen zu erhalten, müssen angrenzende 

Grundstücke entsprechend so baulich genutzt werden, dass sie dem Ortsbild 

entsprechen. Dem zugrunde muss sich an der Dichte der Bestandsbebauung 

orientiert werden. Zudem dürfen Plakate, Anschläge, Transparente, Projektionen 

und dergleichen nur so angebracht werden, dass sie das Orts- und Straßenbild 

nicht erheblich beeinträchtigen. 
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§ 8 BESONDERE BEHÖRDLICHE MAßNAHMEN 

(1) Der Flächenwidmungsplan der Gemeinde Fügen ist auf Widersprüche zu den 

Bestimmungen des örtlichen Raumordnungskonzeptes zu überprüfen und 

innerhalb von 2 Jahren ab dem Inkrafttreten der Fortschreibung anzupassen. 

 

(2) Im Fall einer Gesamtüberarbeitung des Flächenwidmungsplanes sind alle 

derzeit als Bauland, Sonder- oder Vorbehaltsflächen gewidmeten 

Grundflächen mit Ausnahme jener ausdrücklich zu Rückwidmungen 

vorgesehenen wieder als solche aufzunehmen. 

 

(3) Widmungen in den Siedlungserweiterungsflächen sind nur dann vorzunehmen, 

wenn eine Deckung des Bedarfs nicht im Rahmen gewidmeter und unbebauter 

Grundstücke möglich ist. 

§ 9 BESONDERE PRIVATRECHTLICHE MAßNAHMEN 

(1) Die Gemeinde Fügen hat darauf Bedacht zu nehmen, dass die zur Umsetzung der 

Ziele des örtlichen Raumordnungskonzeptes erforderlichen Maßnahmen 

grundsätzlich im Zusammenhang mit der Flächenwidmungs- und 

Bebauungsplanung für alle Grundstücke und für alle Grundeigentümer*innen in 

gleicher Weise erfolgt. 

Gewidmete Grundstücke sind dem Bedarf nach und dem vorgegebenen 

Verwendungszweck folgend sowie unter Beachtung der Ziele der örtlichen 

Raumordnung nach „Sicherung ausreichender Grundflächen für den Wohnbedarf 

der Bevölkerung“ und für "Zwecke der Wirtschaft“ einer baulichen Nutzung 

zuzuführen. Die rechtlichen Voraussetzungen für das Durchqueren allfälliger 

Nachbargrundstücke (Fremdgrundinanspruchnahme) zur Sicherstellung eines 

Wasser- und Kanalanschlusses und der erforderlichen Leitungssysteme für die zur 

Widmung vorgesehenen Grundstücke, sind in Form von privatrechtlichen 

Vereinbarungen sicherzustellen. 

 

(2) Die Anwendung der Vertragsraumordnung ist daher anzustreben, da die Ziele 

dieser Verordnung nur dann erreicht werden können, wenn sich die Gemeinde 

hierfür neben ihrer hoheitlichen Mittel auch ihrer Möglichkeiten als Trägerin von 

Privatrechten bedient. Die Gemeinde Fügen beabsichtigt unter Bezugnahme 

auf die maßgebliche gesetzliche Ermächtigung hierzu durch § 33 TROG 2022, 

Verträge mit den Eigentümer*innen von Grundstücken, die in 

Siedlungsentwicklungsbereichen liegen, abzuschließen. 

 

(3) Durch die Anwendung der Vertragsraumordnung ist darauf hinzuwirken, dass 

insbesondere die Zielsetzungen der Schaffung von leistbarem Wohnraum bzw. 

Flächen für die Wirtschaft, Arbeitsplätzen, von Flächen für öffentliche Nutzungen 

sowie der Schaffung der erforderlichen Infrastruktur und verkehrsmäßigen 

Erschließung umgesetzt werden. 

 

(4) Wenn die Vertragsraumordnung bei Neuwidmungen zur Anwendung kommt, ist für 

jedenfalls die Hälfte der Widmungsfläche eine Abtretung an die Gemeinde bzw. 

gemeinnützige Bauträger zu einem Preis, der den Kriterien der Wohnbauförderung 

entspricht anzustreben. 

 

 

(5) Die Ausweisung der neuen Siedlungsentwicklungsflächen werden, sofern sie nicht 

innerhalb des Planungszeitraumes für die Bedarfsdeckung herangezogen werden, 

nach allenfalls 10 Jahren zurückgenommen. Zur Bedarfsdeckung können 

ersatzweise andere zur Verfügung stehende Flächen als Alternativen 

herangezogen werden. 
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§ 10  INKRAFTTRETEN 

Die Zweite Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes tritt gemäß § 66 

Abs. 1 TROG 2022 mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Bürgermeister der Gemeinde Fügen 

Mag. Dominik Mainusch 
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ANLAGE „A“ TEXT ZUR RÄUMLICHEN ENTWICKLUNG 

 

Vor einer allfälligen Widmung sind nachstehende Voraussetzungen unbedingt zu schaffen. 

Die Bereiche und das Flächenausmaß der „baulichen Entwicklung Neuwidmung“ sind, 

bezüglich einer bodensparenden und zweckmäßigen Bebauung, durch einen 

Grundteilungsvorschlag zu prüfen. Weiterer Prüfung bedarf es in Bezug auf: 

 

• Die infrastrukturellen Maßnahmen für das zu bebauende Siedlungsgebiet, in Form der 

verkehrsmäßigen Erschließung (Straßen, Geh- und Radwege lt. Stand der Technik), wobei 

als Zielsetzung grundstücksübergreifende Straßenprojekte und Erschließungen 

(Ringerschließungen) einzuhalten sind. 

 

• Die rechtlichen Voraussetzungen für das Durchqueren allfälliger Nachbargrundstücke 

(Fremdgrundinanspruchnahme) zur Sicherstellung eines Wasser- und Kanalanschlusses 

und der erforderlichen Leitungssysteme für die zur Widmung vorgesehenen Grundstücke. 

Diese Vorgaben sind in Form von privatrechtlichen Vereinbarungen sicherzustellen. 

 

BAULICHE ENTWICKLUNGSBEREICHE 
 

Zu prüfen sind Siedlungsentwicklungen mittels Erschließungskonzepten, welche mehr als 800 

m², beanspruchen. Die Erschließung dieser Gebiete ist durch die Erlassung von 

Bebauungsplänen sicherzustellen. 

 

Folgende Auflagen sind den entsprechenden Fachstellungnahmen allgemein für das 

gesamte Gemeindegebiet gültig, es sei denn eine aktualisierte Fachstellungnahme stehe 

dem entgegen: 

 

Allgemeine Informationen der Gebietsbauleitung Wildbach- und Lawinenverbauung (GBL 

Mittleres Inntal): 

Sollten Flächen in Gelben oder Roten Wildbachgefahrenzonen zu liegen kommen, 

bedeutet dies, dass im Ereignisfall mit Überflutungen und Überschotterungen bzw. 

Erosionserscheinungen in diesen Bereichen zu rechnen ist. 

Dies bedingt durch mögliche Bachausbrüche auf Grund von Anlandungen und/oder 

Verklausungen im Gerinnebereich des jeweiligen Gerinnes bzw. im Überlastfall oder 

Erosionserscheinungen auf Grund von Seiten- und Tiefenerosion. 

Grundsätzlich ist zu allen Flächen, welche sich in Gelben Wildbachgefahrenzonen 

befinden, zu sagen, dass im Zuge künftiger Bebauungen mit Vorschreibungen 

hinsichtlich der Errichtung notwendiger Schutzmaßnahmen im Ausmaß der 

Gefährdungshöhe zu rechnen ist. Diese Schutzmaßnahmen müssen dauerhaft und 

ohne Zutun einer anwesenden Person wirksam sein, da es bei Hochwasserereignissen in 

Wildbächen keine Vorwarnzeit gibt. Des Weiteren ist auf jeder Parzelle ein 

Abflusskorridor mit einer Mindestbreite von 4,0 m vorzusehen, welcher dafür sorgt, dass 

anströmende Schadwässer rasch und schadlos abfließen können. Diese 

Abflusskorridore müssen dauerhaft von jeglicher Bebauung ober und unterirdisch 

freigehalten werden. Bereiche in Roten Wildbachgefahrenzonen sind für eine 

Bebauung nicht geeignet. 

 

Stellungnahme Baubezirksamt Innsbruck Straßenbau, GZ: BBAIBK-5/918-2024 vom 31.10.2024: 

Bei einer Bebauung an einem hochrangigen Straßennetz sind für den Straßenbau die 

gesetzlichen Mindestabstände laut Tiroler Straßengesetz zu beachten. Die genauen 

Auflagen zu den einzelnen Entwicklungsflächen sind aus der Stellungnahme des 

Baubezirksamtes Innsbruck Straßenbau, GZ: BBAIBK-5/918-2024 vom 31.10.2024 zu 

nehmen. 
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Stellungnahme Baubezirksamt Innsbruck Wasserwirtschaft, GZ: BBAIBK-g909/842-2024 vom 

25.11.2024: 

Für die geplanten Erweiterungen von Flächen, die einer Bebauung zugeführt werden 

sollen, ist auf eine gesicherte, entsprechende Ver- und Entsorgung zu achten. 

Es ist ebenfalls eine dem Stand der Technik angepasste Oberflächenwasserentsorgung 

mit zu berücksichtigen und dies auch für die entsprechenden Aufschließungswege zu 

bedenken. 

 

Die Naturkundefachliche Stellungnahme (BH Schwaz) verweist allgemein gültig auf folgendes: 

Die Hinweise auf das Ersetzen von Bäumen bei Obstangern zielen darauf ab, eine 

Bewilligungspflicht im Sinne des TNSchG zu vermeiden. Auch sollte der 5-Meter-

Uferschutzbereich im Sinne des genannten Gesetzes von jeglicher Maßnahme frei 

gehalten werden. Für eine private Bebauung ist eine naturschutzrechtliche Bewilligung 

sehr schwer/nicht zu erwirken. Daher gilt es zum Schutz der Bauwerber, die Widmungen 

so zu adaptieren, dass keine Tatbestände des TNSchG ausgelöst werden. 
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GAGERING 

 
 

Vorwiegende Wohnnutzung 

 

 

 

 

 

 

W01 | z1 BR1 

Das Siedlungsgebiet des Ortsteils Gagering ist durch die vorliegenden bereits gewidmeten 

Flächen zur Nachverdichtung und Lückenschließung geeignet. Die Bebauungsregel BR 1 

kommt hier zur Anwendung. 

Für die betroffenen Flächen besteht grundsätzlich eine Gefährdung durch Sturzprozesse. Vor 

einer Widmung bzw. Bebauung ist das jeweilige Gefahrenpotenzial parzellenspezifisch durch 

fachlich befugtes geologisches Fachpersonal abzuklären. Erforderlichenfalls sind 

entsprechende Sicherungsmaßnahmen auszuarbeiten und umzusetzen. 

 

Vorwiegend gewerbliche Nutzung 

 

 
G01 | z1 B! D3 

Das bereits bestehende Gewerbegebiet im nördlichen Bereich des Ortsteils Gagering ist für 

den unmittelbaren Bedaarf heranzuziehen. Es liegt das Potenzial zur Nachverdichtung und 

Lückenschließung vor. Hierfür sollen die bereits gewidmeten Flächen verwendet werden. 

Bauliche Entwicklungen sind in Dichtezone 3 auszuführen. Es gilt Bebauungsplanpflicht im Sinne 

einer bodensparenden Bebauung. 

Für die betroffenen Flächen besteht grundsätzlich eine Gefährdung durch Sturzprozesse. Vor 

einer Widmung bzw. Bebauung ist das jeweilige Gefahrenpotenzial parzellenspezifisch durch 

1 

1 

1 

1 

1 

3 

Gagering 
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fachlich befugtes geologisches Fachpersonal abzuklären. Erforderlichenfalls sind 

entsprechende Sicherungsmaßnahmen auszuarbeiten und umzusetzen. 

Folgende Betriebe sind nicht zulässig: 

- Betriebe mit der Gewerbeberechtigung für die Durchführung von Erdbewegungen 

und die dazugehörigen Transportaufgaben, 

- Speditionen und Frächtereibetriebe, sofern sie nach gewerberechtlichen 

Vorschriften LKW-Stellplätze benötigen, sowie Großraumtankstellen 

- Betriebe für die Aufbereitung, Erzeugung und Lagerung von Baumaterialien, sowie 

Asphaltier- und Betonmischanlagen 

- Alt- und Wertstoffrecyclingbetriebe 

- Betriebe mit überwiegendem Lager und Abstellflächenanteil, die gefährliche Stoffe 

lagern, be- oder verarbeiten 

- Betriebe der Baustoffindustrie, die Schotter verarbeiten 

 

Siedlungsentwicklungsfläche auf Gst. 2973/1 (mögliche Erweiterung Gewerbegebiet Nord). Die 

Fläche kann für gewerbliche Zwecke und nach Vorliegen eines entsprechenden Bedarfes und 

eines Projektes, welches den Zielen der wirtschaftlichen Entwicklung der Gemeinde entspricht, 

gewidmet werden. 

Das Gst. befindet sich zur Gänze in der gelben Gefahrenzone (WRG). In gelben Zonen ist 

grundsätzlich die Bebauung mit Auflagen möglich. Im Zuge einer Umwidmung muss eine 

Stellungnahme der Bundeswasserbauverwaltung eingeholt werden. 

Das Gst. befindet sich in der gelben Wildbachgefahrenzone der Söllbergwaldgräben. Ein 

kleiner Teil des Grundstücks befindet sich in der roten Wildbachgefahrenzone der 

Söllbergwaldgräben. Des Weiteren liegt ein Blauer Vorbehaltsbereich für „Technische 

Maßnahmen“ vor. Jener Teil der Fläche in der Roten Wildbachgefahrenzone bzw. im Blauen 

Vorbehaltsbereich für „Technische Maßnahmen" ist laut Stellungnahme der WLV nicht für eine 

Bebauung geeignet. Im Bereich der Gelben Wildbachgefahrenzone gelten die allgemeinen 

Vorschreibungen für Gelbe Wildbachgefahrenzonen. 

 

Vorwiegend gewerblich gemischte Nutzung 

 

 

 

 

 

 

M01 | z1 BR1 

Die bereits gewidmeten Flächen sind zur Nachverdichtung und Lückenschließung 

heranzuziehen. Es gilt die Bebauungsregel BR 1. 

Die Flächen sind zu der im Rahmen der Mischgebietswidmung zulässigen gewerblichen sowie 

zu einer Wohnnutzung geeignet. 

Folgende Betriebe sind nicht zulässig: 

- Keine schotterverarbeitenden Betriebe 

- Keine Stein- und Asphaltbrechanlagen 

- Keine Schotter-, Aushub- oder Asphaltdeponie 

- Keine Transportbetriebe für Fracht- und Personenbeförderungen 

- Keinen Schlachthof oder ähnlichen Betrieb 

- Nur Handelsbetriebe oder Lager 

- Nur handwerksmäßige Klein- und Mittelbetriebe zulässig 

 

1 

1 

1 
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Vorwiegend Sondernutzung mit erheblichen baulichen Anlagen 

 

 

 

 

 

 

S01 | z1 B! D0 

Sonderfläche Handelsbetrieb: Nahversorger auf Gst. 2977/1. Der südliche Teilbereich des 

Grundstücks ist für eine Nachverdichtung vorgesehen. Es gilt Bebauungsplanpflicht im Sinne 

einer bodensparenden Bebauung. 

 

 
S02 | z1 D0 

Campingplatz, Appartments, Hallen- und Freibad, div. Nebeneinrichtungen auf Gst. 3015/1, 

3015/5, 3015/2, 3015/4, 3016 

Der Grünzug auf Gst. 3015/4 und 3015/1 soll erhalten bleiben. 

 

 
S03 | z1 B! D0 

Entwicklungsfläche auf Tb. Gst. 3016 zur Erweiterung des Campingplatzes 

Das Gst. liegt zum Großteil in der gelben und roten Wildbachgefahrenzone des Abergbaches. 

Jene Fläche in der roten Wildbachgefahrenzone ist laut Stellungnahme der WLV nicht für eine 

Bebauung geeignet. Im Bereich der Gelben Wildbachgefahrenzone gelten die allgemeinen 

Vorschreibungen für Gelbe Wildbachgefahrenzonen. Im Zuge einer Widmung muss eine 

erneute Stellungnahme der WLV eingeholt werden. 

 

 
S04 | z1 D0 

Diskothek und Parkplatz auf Gst. 3023/2 

Parkplatz auf Gst. 3023/1, 3022 und Gst. 3026/2 

 

 
S05 | z1 D0 

Umspannwerk auf Gst. 3120/2 

 

1 

2 

0 

1 
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0 
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FÜGEN – DORF 

 
 

 

 

 

 

 

W02 | z1 BR1 

Das nördliche Siedlungsgebiet des Ortsteils Fügen ist durch die vorliegenden bereits 

gewidmeten Flächen zur Nachverdichtung und Lückenschließung geeignet. Die 

Bebauungsregel BR 1 kommt hier zur Anwendung. 

 

Neu ausgewiesene Siedlungsentwicklungsfläche auf den Gst. 375 und 382. 

Erfolgt die Bebauung möglichst landschaftsschonend und wird ein großer Block mit flächigen 

Steinmauern vermieden, bestehen aus naturkundefachlicher Sicht keine Bedenken (vgl. STN 

Umwelt). Da die geplanten Entwicklungen auf dem Laubholz-dominierten Sukzessionsstandort 

in den Naturhaushalt des umliegenden geschlossenen Waldgebiets eingreifen, sind diese aus 

naturschutzfachlicher Sicht eher kritisch zu betrachten. Vor allem die größeren Laubgehölze, 

welche zur lokalen Arten- und Strukturvielfalt des Waldrandes beitragen, sollten erhalten 

bleiben (vgl. Naturkundefachliche Bearbeitung). 

Die geplante Wohngebietsausweisung wird aufgrund der starken Hangquerneigung, des 

erforderlichen hohen technischen Aufwands sowie der hohen Schutz- und Erholungsfunktion 

des betroffenen Waldbereichs (WEP-Wertziffer 323) forstfachlich sehr kritisch beurteilt. Im Falle 

einer positiven Widmungsentscheidung sind Rodungsverfahren einschließlich möglicher 

Ersatzmaßnahmen erforderlich (vgl. STN Bezirksforstinspektion). 

 

Neu ausgewiesene Siedlungsentwicklungsfläche auf Gst. 365/4 (Erweiterung Wohnhaus). 

Im nordwestlichen Randbereich der Fläche befinden sich Streuobstwiesen. Es bestehen 

grundsätzlich keine Bedenken, wenn die Obstbäume wieder in gleicher Stückzahl ersetzt 

werden und der 5-Meter-Uferschutzstreifen von jeglichen Maßnahmen freigehalten wird. 

Andernfalls wäre mit der Abteilung Umwelt (BH-Schwaz) abzuklären, ob eine Bewilligungspflicht 

im Sinne des TNSchG ausgelöst wird, wovon dringend abgeraten wird (vgl. STN Umwelt). 

Laut Stellungnahme BBA Wasser besteht auf Gst. 365/4 bereits eine WVA, daher wird an diese 

angeschlossen. Eine Einleitung in den Kreuzschmiedbach ist nicht Stand der Technik und wird 

1 

2 

1 

Fügen 
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grundsätzlich negativ beurteilt. Es wäre für zukünftige Projekte wichtig ein Konzept einer 

Versickerungsanlage zu erstellen, oder den Anschluss an den örtlichen Kanal. Es wird erinnert, 

dass im Falle einer Einleitung in die öffentliche Kanalisation ein Indirekteinleitervertrag 

abgeschlossen bzw. angepasst werden muss. 

 

 

 

 

 

 

W03 | z1 BR1 

Das vom Ortskern südwestlich gelegene Siedlungsgebiet des Ortsteils Fügen ist durch die 

vorliegenden bereits gewidmeten Flächen zur Nachverdichtung und Lückenschließung 

geeignet. Die Bebauungsregel BR 1 kommt hier zur Anwendung. 

 

Siedlungsentwicklungsflächen auf Tb. Gst. 3192/1, Gst. 3263 sowie auf Gst. 3302/29 (Übernahme 

ROK 2013). 

Die Entwicklungsfläche auf Tb. Gst. 3192/1 ist für eine Lückenschließung vorgesehen und kann 

nach Maßgabe des tatsächlichen Baulandbedarfs bzw. nach Vorliegen der jeweiligen 

Voraussetzungen, wie Erschließung und technische Infrastruktur, als Bauland gewidmet 

werden. 

Die Entwicklungsfläche auf Gst. 3263 ist für touristische Nutzungen sowie Wohnen, Parkplatz 

unterhalb der Skiübungswiese vorgesehen. 

Die Entwicklungsfläche auf Gst. 3302/29 kann nach Maßgabe des tatsächlichen 

Baulandbedarfs bzw. nach Vorliegen der jeweiligen Voraussetzungen, wie Erschließung und 

technische Infrastruktur als Bauland gewidmet werden. Die Vertragsraumordnung (§ 9) ist für 

diesen Bereich zwingend anzuwenden. Die Fläche auf 3302/29 ist von der Gelben 

Wildbachgefahrenzone Haidachbach betroffen, außerdem sind in diesem Bereich Blaue 

Vorbehaltsbereiche für „Technische Maßnahmen“ ausgewiesen. Laut Stellungnahme WLV sind 

im Zuge künftiger Bebauungen auf die Blauen Vorbehaltsbereiche sowie die allgemein 

gültigen Vorschreibungen für Gelbe Wildbachgefahrenzonen zu achten. 

 

 

 

 

 

 

W04 | z1 BR1 

Das südliche Siedlungsgebiet des Ortsteils Fügen südlich der Pankrazbergstraße ist durch die 

vorliegenden bereits Flächen zur Nachverdichtung und Lückenschließung geeignet. Die 

Bebauungsregel BR 1 kommt hier zur Anwendung. 

 

Siedlungsentwicklungsfläche auf dem Teilbereich Gst. 3261/3 und Gst. 3261/4. Die Grundstücke 

liegen zur Gänze in der Gelben Wildbachgefahrenzone des Rischbaches. Laut Stellungnahme 

WLV gelten die allgemeinen Vorschreibungen für Gelbe Wildbachgefahrenzonen. 

Die Fläche auf Gst. 3261/4 grenzt im Norden an die Pankrazbergstraße L49 an. Seitens der 

Landesstraßenverwaltung gibt es keinen Einwand. Bei künftigen Bebauungen sind die 

Abstandsbestimmungen gemäß § 49 Tiroler Straßengesetz einzuhalten. 

 

Siedlungsentwicklungsfläche auf dem Gst. 3258/1. In der Flucht zum Gst. 3258/16 ist ein Bereich 

für den Eigenbedarf des Grundeigentümers vorgesehen. Die restliche Fläche ist für den sozialen 

Wohnbau vorgesehen. Die Vertragsraumordnung (§ 9) ist für diesen Bereich zwingend 

anzuwenden. 

Die Fläche auf Gst. 3258/1 befindet sich zur Gänze in der Gelben Wildbachgefahrenzone des 

Rischbaches. Laut Stellungnahme der WLV gelten die allgemeinen Vorschreibungen für Gelbe 

Wildbachgefahrenzonen. 

Die Fläche kann an die bestehende Wasserversorgungsanlage angeschlossen werden. Für 

künftige Projekte wird die Erstellung eines Versickerungskonzeptes bzw. der Anschluss an den 
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örtlichen Kanal empfohlen. Im Falle einer Einleitung in die öffentliche Kanalisation ist ein 

Indirekteinleitervertrag abzuschließen bzw. anzupassen. Seitens der 

Bundeswasserbauverwaltung bestehen keine Einwände gegen die künftige Widmung und 

Bebauung. 

Aus naturkundefachlicher Sicht werden zur Aufwertung und Integration der Bebauung in die 

Umgebung die Pflanzung von Einzelbäumen entlang des südöstlichen und südwestlichen 

Randes empfohlen. 

 

Siedlungsentwicklungsfläche auf Tb. Gst. 3367/1 und Gst. 3546. Die Vertragsraumordnung (§ 9) 

ist für diesen Bereich zwingend anzuwenden. 

Die Fläche liegt überwiegend in der Gelben Wildbachgefahrenzone des Rischbachs, randlich 

auch kleinräumig in der Roten Gefahrenzone. Es gelten die allgemeinen Vorgaben für Gelbe 

Wildbachgefahrenzonen. 

Seitens der Umweltbehörde wird ein 5 m Abstand zum Finsingbach gefordert, der von jeglicher 

Bebauung freizuhalten ist. Zudem wird empfohlen, aufgrund der prägenden alten Eichen 

entlang des Rischbachs einen ausreichenden Abstand der Widmung einzuhalten. 

Naturkundlich und landschaftlich bestehen keine wesentlichen Bedenken, sofern der Erhalt der 

Obstbäume sowie der Abstand zum Gewässer gewährleistet werden; ergänzende 

Gehölzpflanzungen werden empfohlen. 

Die Fläche kann an die bestehende Wasserversorgungsanlage angeschlossen werden. Für 

künftige Projekte wird die Erstellung eines Versickerungskonzeptes bzw. der Anschluss an den 

örtlichen Kanal empfohlen. Im Falle einer Einleitung in die öffentliche Kanalisation ist ein 

Indirekteinleitervertrag abzuschließen bzw. anzupassen. Seitens der 

Bundeswasserbauverwaltung bestehen keine Einwände gegen die künftige Widmung und 

Bebauung. 

 

Vorwiegend landwirtschaftliche Nutzung 

 

 

 

 

 

 

L01 | z1 BR1 

Der dörfliche Charakter der vorwiegend landwirtschaftlichen Bebauung im nördlichen Bereich 

des Ortsteils Fügen sowie im westlichen Bereich auf Gst. 3293 ist fortzuführen. Die bereits 

bestehenden Flächen sind zur Nachverdichtung heranzuziehen. Es gilt die Bebauungsregel 

BR1. 

 

 

 

 

 

 

L02 | z1 BR2 

Der Bereich im Ortszentrum von Fügen ist durch einen ebenfalls dörflichen Charakter geprägt. 

Die künftige Bebauung hat sich an der bereits bestehenden Bebauung zu orientieren und ist 

fortzuführen. Die bereits gewidmeten Flächen sind zur Lückenschließung heranzuziehen. Die 

Bebauungsregel BR 2 kommt hier zur Anwendung 
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Vorwiegend gewerblich gemischte Nutzung 

 

 

 

 

 

 

M02 | z1 BR1 

Die bereits gewidmeten Flächen sind zur Nachverdichtung und Lückenschließung 

heranzuziehen. Es gilt die Bebauungsregel BR 1. 

Die Flächen sind zu der im Rahmen der Mischgebietswidmung zulässigen gewerblichen sowie 

zu einer Wohnnutzung geeignet. 

Es sind folgende Einschränkungen zu beachten: 

- Keine schotterverarbeitenden Betriebe 

- Keine Stein- und Asphaltbrechanlagen 

- Keine Schotter-, Aushub- oder Asphaltdeponie 

- Keine Transportbetriebe für Fracht- und Personenbeförderungen 

- Keinen Schlachthof oder ähnlichen Betrieb 

- Nur Handelsbetriebe oder Lager 

- Nur handwerksmäßige Klein- und Mittelbetriebe zulässig 

 

 
M03 | z1 B! D2 

Nahversorger auf Gst. 13/2 

Allgemeines Mischgebiet mit Einschränkungen für betriebliche Nutzungen. 

Bauliche Entwicklungen sind in Dichtezone 2 auszuführen. Es gilt Bebauungsplanpflicht im Sinne 

einer bodensparenden Bebauung. 

Es sind folgende Einschränkungen zu beachten: 

- Keine schotterverarbeitenden Betriebe 

- Keine Stein- und Asphaltbrechanlagen 

- Keine Schotter-, Aushub- oder Asphaltdeponie 

- Keine Transportbetriebe für Fracht- und Personenbeförderungen 

- Keinen Schlachthof oder ähnlichen Betrieb 

- Nur Handelsbetriebe oder Lager 

- Nur handwerksmäßige Klein- und Mittelbetriebe zulässig 

 

 
M04 | z1 B! D2 

Großflächiger Bereich bereits gewidmeter Grundstücke, welcher derzeit noch unbebaut ist. 

Vorgesehen sind die Errichtung einer kommunalen Einrichtung (Gemeindezentrum) und eine 

Wohnnutzung. Vorbehaltsfläche Gemeinbedarf auf Tb. Gst. 103/2. Bauliche Entwicklungen sind 

in Dichtezone 2 auszuführen. Es gilt Bebauungsplanpflicht im Sinne einer bodensparenden 

Bebauung. 

Es sind folgende Einschränkungen zu beachten: 

- Keine schotterverarbeitenden Betriebe 

- Keine Stein- und Asphaltbrechanlagen 

- Keine Schotter-, Aushub- oder Asphaltdeponie 

- Keine Transportbetriebe für Fracht- und Personenbeförderungen 

- Keinen Schlachthof oder ähnlichen Betrieb 

- Nur Handelsbetriebe oder Lager 

1 

2 

1 

1 

3 

2 

1 

4 

2 



Zweite Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Fügen 2026 Verordnungstext 

 

[23] 

- Nur handwerksmäßige Klein- und Mittelbetriebe zulässig 

 

 
M05 | z1 B! D1 

Siedlungsentwicklungsfläche auf Tb. Gst. 3179/1. Fläche kann nach Maßgabe des 

tatsächlichen Baulandbedarfs bzw. nach Vorliegen der jeweiligen Voraussetzungen, wie 

Erschließung und technische Infrastruktur, als Bauland gewidmet werden. Bauliche 

Entwicklungen sind in Dichtezone 1 auszuführen. Es gilt Bebauungsplanpflicht im Sinne einer 

bodensparenden Bebauung. 

Parzelle grenzt im Osten an die Zillertalstraße B169 an. Seitens der Landesstraßenverwaltung 

gibt es keinen Einwand. Bei künftigen Bebauungen sind die Abstandsbestimmungen gemäß § 

49 Tiroler Straßengesetz einzuhalten. 

 

 
M06 | z1 B! D1 

Kleingewerbe, Gastgewerbe, Dienstleister bzw. öffentliche Dienstleister und Parkplatz auf Gst. 

3249/4, 3249/2, 3249/7, 3249/8 

Bauliche Entwicklungen sind in Dichtezone 1 auszuführen. Es gilt Bebauungsplanpflicht im Sinne 

einer bodensparenden Bebauung. 

Es sind folgende Einschränkungen zu beachten: 

- Keine schotterverarbeitenden Betriebe 

- Keine Stein- und Asphaltbrechanlagen 

- Keine Schotter-, Aushub- oder Asphaltdeponie 

- Keine Transportbetriebe für Fracht- und Personenbeförderungen 

- Keinen Schlachthof oder ähnlichen Betrieb 

- Nur Handelsbetriebe oder Lager 

- Nur handwerksmäßige Klein- und Mittelbetriebe zulässig 

 

 

 

 

 

 

M07 | z1 BR1 

Betrifft die Gst. 3191/4 und 3191/7. Die bereits gewidmeten Flächen sind zur Nachverdichtung 

und Lückenschließung heranzuziehen. Es gilt die Bebauungsregel BR 1. 

Die Flächen sind zu der im Rahmen der Mischgebietswidmung zulässigen gewerblichen sowie 

zu einer Wohnnutzung geeignet. 

Es sind folgende Einschränkungen zu beachten: 

- Keine schotterverarbeitenden Betriebe 

- Keine Stein- und Asphaltbrechanlagen 

- Keine Schotter-, Aushub- oder Asphaltdeponie 

- Keine Transportbetriebe für Fracht- und Personenbeförderungen 

- Keinen Schlachthof oder ähnlichen Betrieb 

- Nur Handelsbetriebe oder Lager 

- Nur handwerksmäßige Klein- und Mittelbetriebe zulässig 
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Vorwiegend zentrumtypische Nutzung 

 

 

 

K03 | z1 D2 

 

 

K01 | z1 BR2 

Kerngebiet im Ortszentrum der Gemeinde Fügen. Die bereits gewidmeten Flächen sind zur 

Lückenschließung heranzuziehen. Die Bebauungsregel BR 2 kommt hier zur Anwendung. 

 

Vorwiegend touristische Nutzung 

 

 

 

 

 

 

T01 | z1 BR2 

Die Flächen im südöstlichen Bereich des Ortszentrums von Fügen sind für eine Bebauung in 

verdichteter Form heranzuziehen. Die bereits gewidmeten Flächen sind zur Nachverdichtung 

und Lückenschließung heranzuziehen. Die Bebauungsregel BR 2 kommt hier zur Anwendung. 

 

 

 

 

 

 

T02 | z1 BR1 

Flächen im südwestlichen Bereich des Ortsteils Fügen im Bereich Spieljochbahn sowie im 

südlichen Bereich des Ortsteils Fügen entlang der Pankrazbergstraße und des Franzsikusweg 

und südlich der Erlebnistherme Zillertal. 

Die vorhanden noch unbebauten Grundstücke sind zur Nachverdichtung und 

Lückenschließung heranzuziehen. Die Bebauungsregel BR 1 kommt hier zur Anwendung. 

 

Vorwiegend gewerbliche Nutzung 

 

 
G02 | z1 B! D3 

Gewerbliche Nutzung im Bereich östlich der Zillertal Straße und nördlich der Harterstraße. 

Bauliche Entwicklungen sind in Dichtezone 3 auszuführen. Es gilt Bebauungsplanpflicht im Sinne 

einer bodensparenden Bebauung. 

Folgende Betriebe sind nicht zulässig: 

- Betriebe mit der Gewerbeberechtigung für die Durchführung von Erdbewegungen 

und die dazugehörigen Transportaufgaben, 

- Speditionen und Frächtereibetriebe, sofern sie nach gewerberechtlichen 

Vorschriften LKW-Stellplätze benötigen, sowie Großraumtankstellen 

- Betriebe für die Aufbereitung, Erzeugung und Lagerung von Baumaterialien, sowie 

Asphaltier- und Betonmischanlagen 

- Alt- und Wertstoffrecyclingbetriebe 

- Betriebe mit überwiegendem Lager und Abstellflächenanteil, die gefährliche Stoffe 

lagern, be- oder verarbeiten 

- Betriebe der Baustoffindustrie, die Schotter verarbeiten 
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Gst. 3106/2 ist bereits gewidmet, aber nicht bebaut. Siedlungserweiterungsfläche auf Gst. 

3107/1 und 3107/3. Die östlich des bestehenden Gewerbegebietes gelegenen Flächen sind für 

eine weitere gewerbliche Entwicklung vorgesehen und können nach Vorliegen eines 

entsprechenden Bedarfs und eines Projektes ins Bauland einbezogen werden. 

Die Fläche liegt zur Gänze in der gelben Wildbachgefahrenzone des Haidachbaches. Laut 

Stellungnahme WLV sind die Vorschreibungen in Gelben Wildbachgefahrenzonen zu 

beachten. Die Fläche liegt zur Gänze in der Gelben Gefahrenzone (WRG). In gelben Zonen ist 

grundsätzlich die Bebauung mit Auflagen möglich. Im Zuge einer Umwidmung muss eine 

Stellungnahme der Bundeswasserbauverwaltung eingeholt werden. 

 

 
G03 | z1 B! D3 

Gst. 1732/3 

Gewerbegebietsfläche südlich der Bahnhofstraße. Bauliche Entwicklungen sind in Dichtezone 

3 auszuführen. Es gilt Bebauungsplanpflicht im Sinne einer bodensparenden Bebauung. 

 

 
G04 | z1 B! D3 

Die Gewerbegebietsfläche ist geprägt durch die Nutzung des Unternehmens Binderholz. 

Das bereits bestehende Gewerbegebiet im südöstlichen Bereich des Ortsteils Fügen ist für den 

unmittelbaren Bedarf heranzuziehen. Es liegt das Potenzial zur Nachverdichtung und 

Lückenschließung vor. Hierfür sollen die bereits gewidmeten Flächen verwendet werden. 

Bauliche Entwicklungen sind in Dichtezone 3 auszuführen. Es gilt Bebauungsplanpflicht im Sinne 

einer bodensparenden Bebauung. 

Gewerbe- und Industriegebiet mit Einschränkungen für betriebliche Nutzungen. 

Folgende Betriebe sind nicht zulässig: 

- Betriebe mit der Gewerbeberechtigung für die Durchführung von Erdbewegungen 

und die dazugehörigen Transportaufgaben, 

- Speditionen und Frächtereibetriebe, sofern sie nach gewerberechtlichen 

Vorschriften LKW-Stellplätze benötigen, sowie Großraumtankstellen 

- Betriebe für die Aufbereitung, Erzeugung und Lagerung von Baumaterialien, sowie 

Asphaltier- und Betonmischanlagen 

- Alt- und Wertstoffrecyclingbetriebe 

- Betriebe mit überwiegendem Lager und Abstellflächenanteil, die gefährliche Stoffe 

lagern, be- oder verarbeiten 

- Betriebe der Baustoffindustrie, die Schotter verarbeiten 

 

Vorwiegend öffentliche Nutzung 

 

 

 

 

 

 

Ö01 | z1 BR2 

Schloss Fügen, Dorfplatz/Schlossplatz und Bibliothek auf Gst. 138. 

Die öffentliche Nutzung ist zu erhalten. Die Bebauungsregel BR 2 kommt hier zur Anwendung. 
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Ö02 | z1 BR2 

Kirche, Pfarramt, Friedhof, Kriegerdenkmal auf Gst. .81, 137, .343, .83/1, 135, .84, 132/1. 

Die öffentliche Nutzung ist zu erhalten. Die Bebauungsregel BR 2 kommt hier zur Anwendung. 

 

 

 

 

 

 

Ö03 | z1 BR1 

Fröhlich-Schule auf Gst. .314, Kindergarten und Kinderkrippe auf Gst. 3557 und 1752/5 

Die öffentliche Nutzung ist zu erhalten. Die Bebauungsregel BR 1 kommt hier zur Anwendung. 

 

 

 

 

ALT 
 

Ö04 | z1 BR1 

Polytechnische Schule und Sonderschule auf Gst. 3196/1, Freiwillige Feuerwehr und Mittelschule 

Fügen auf Gst. .626 

Die öffentliche Nutzung ist zu erhalten. Die Bebauungsregel BR 1 kommt hier zur Anwendung. 

 

 

 

 

ALT 
 

Ö05 | z1 BR2 

Volkschule auf Gst. 143/4 

Die öffentliche Nutzung ist zu erhalten. Die Bebauungsregel BR 2 kommt hier zur Anwendung. 

 

 

 

 

ALT 
 

Ö06 | z1 BR1 

Wallfahrtskirche Marienberg/Maria Empfängnis auf Gst. .134 

Die öffentliche Nutzung ist zu erhalten. Die Bebauungsregel BR 1 kommt hier zur Anwendung. 

 

 

Vorwiegend Sondernutzung mit erheblichen baulichen Anlagen 

 

 
S06 | z1 D0 

Sportwarenhandel auf Gst. 3032/8 
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S07 | z1 D01 

Parkplatz auf Gst. 7/1 

 

 
S08 | z1 B! D0 

Entwicklungsfläche auf Tb. Gst. 3108/1 für gewerbliche und kommunale Nutzungen. Es gilt 

Bebauungsplanpflicht im Sinne einer bodensparenden Bebauung. 

Die Fläche liegt zur Gänze in der gelben Zone Wildbach sowie in der gelben Gefahrenzone 

(WRG). Laut Stellungnahme WLV ist auf die Vorschreibungen in Gelben 

Wildbachgefahrenzonen zu achten. Laut Stellungnahme Wasserwirtschaft ist in gelben Zonen 

grundsätzlich die Bebauung mit Auflagen möglich. Im Zuge einer Umwidmung muss eine 

Stellungnahme der Bundeswasserbauverwaltung eingeholt werden. 

Laut Stellungnahme der Umweltbehörde bestehen gegen die Widmung keine Bedenken, da 

es sich um einen Lückenschluss in einem Gewerbegebiet handelt. Es sollte jedoch vor der 

Widmung mit der Naturschutzbehörde abgeklärt werden, ob aufgrund des Baches eine 

Bewilligungspflicht ausgelöst wird und ob diese erwirkt werden kann. 

Aus naturkundefachlicher Sicht wird eine randliche Strukturierung des gesamten Areals mit 

heimischen, regionaltypischen Gehölzen empfohlen. 

 

 
S09 | z1 D0 

Bau- und Recyclinghof auf Gst. 3109/2 und Gst 3158/2 

 

 
S10 | z1 D0 

Vorbehaltsfläche für den Gemeinbedarf auf Gst. 1, 4, Kindergarten auf Gst. 3 

 

 
S11 | z1 D0 

Handelsbetriebe auf Gst. 1121/4, 1121/2, .310, .61/2, 1124/3 

Möbelhandel und Fitnessstudio auf Gst. 3102 

 

 
S12 | z1 D0 

Verkaufsfläche Nahversorger auf Gst. 129/4 
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S13 | z1 D0 

Parkplatz auf Gst. 3272/6, 3272/9 und 3272/8 

 

 
S14 | z1 D0 

Seilbahnstation auf Gst. 3268/2, Parkplatz auf Gst. 3270, 3269/4, 3269/2, 3269/1, 3269/9, 3268/5, 

3544 

 

 
S15 | z1 D0 

Hotelspielplatz  auf Gst. 3265/11 

 

 
S16 | z1 D0 

Kleingewerbe, Gastgewerbe, Dienstleister bzw. öffentliche Dienstleister und Parkplatz auf Gst. 

3249/9 

 

 
S17 | z1 D0 

Nahversorger und Appartments auf Gst. 3192/2 

Vorbehaltsfläche Gemeinbedarf auf Gst. 3191/5 

 

 
S18 | z1 D0 

Parkplatz auf Gst. 3191/9, 3191/10 

 

 
S19 | z1 D0 

Vorbehaltsfläche für den Gemeinbedarf, Altersheim auf Gst. 3191/14, 3191/1, 3191/15  
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S20 | z1 B! D0 

Entwicklungsfläche auf Gst. 3189/5 in unmittelbarem Anschluss an die Bebauung südlich des 

Seniorenheims Franziskusheim. Es gilt Bebauungsplanpflicht im Sinne einer bodensparenden 

Bebauung. 

Laut Stellungnahme der Wasserwirtschaft kann die Fläche an die bestehende 

Wasserversorgungsanlage angeschlossen werden. Für künftige Projekte wird die Erstellung 

eines Versickerungskonzeptes bzw. der Anschluss an den örtlichen Kanal empfohlen. Im Falle 

einer Einleitung in die öffentliche Kanalisation ist ein Indirekteinleitervertrag abzuschließen bzw. 

anzupassen. Seitens der Bundeswasserbauverwaltung bestehen keine Einwände gegen die 

künftige Widmung und Bebauung. 

Aus naturkundefachlicher Sicht wird empfohlen den westlichen und südlichen Randbereich, 

mit einer aus heimischen Gehölzen bestehenden Hecke oder Baumreihe zu strukturieren. Unter 

diesen Voraussetzungen bestehen weder aus naturkundefachlicher noch aus 

landschaftsbildästhetischer Sicht wesentlichen Bedenken. 

 

 
S21 | z1 D0 

Vereinshalle Vereinslokal auf Gst. 3191/12 

Sennerei, Käseproduktion, Verkauf und Lager auf Gst. 3191/2 

Telekommunikationsanlage auf Gst. 3191/11 

 

 
S22 | z1 D0 

Blaulichtzentrum mit Feuerwehr sowie zusätzliche Flächen für die Gemeindewache, Notarzt 

und Vereine auf Gst. 3187/8 

 

 
S23 | z1 B! D0 

Entwicklungsfläche auf Gst. 3183/1. Die Fläche ist für eine Sondernutzung Parkplatz oder 

Erweiterung Therme vorgesehen. Es gilt Bebauungsplanpflicht im Sinne einer bodensparenden 

Bebauung. 

Das Gst. liegt zur Gänze in der Gelben Wildbachgefahrenzone des Rischbaches. Laut 

Stellungnahme der WLV gelten die allgemeinen Vorschreibungen für Wildbachgefahrenzonen. 

Das Gst. grenzt im Norden an die Pankrazbergstraße L49 an. Seitens der 

Landesstraßenverwaltung gibt es keinen Einwand. Bei künftigen Bebauungen sind die 

Abstandsbestimmungen gemäß § 49 Tiroler Straßengesetz einzuhalten. 
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S24 | z1 D0 

Freizeitanlage, Erlebnistherme Zillertal auf Gst. 3183/3, 3183/2, 3184/1, 3184/2 

Parkplatz auf Gst. 3365/2 

Freibad auf Gst. 3365/3, 3365/1 

Campingplatz auf Gst. 3365/1, 3365/5, 3365/9 

 

 
S25 | z1 D0 

Binderholz, Biomasseheizkraftwerk, Pelletierung samt aller Nebenanlagen, Holzlagerplatz auf 

Gst. 3353/2, 3353/3, 3350/3, 3350/2, 3356/3, 3356/2, 3359, 3360, 3360/2 

 

 
S26 | z1 D0 

Parkplatz auf Gst. 3167/1 und 3161/1 

 

 

Ausschussflächen 

 

 

 

Rückwidmung der nicht sinnvoll bebaubaren Fläche auf Gst. 3305/15 

 

 

 

Rückwidmung des Gst. 3302/33 

 

 

 

 

Rückwidmung einer Fläche auf Tb. Gst. 3272/15 

 

 

 

Rückwidmung der nicht sinnvoll bebaubaren Fläche auf dem südlichen Tb. Gst. 3259 

 

 

 

Rückwidmung der nicht sinnvoll bebaubaren Fläche auf dem nördlichen Tb. Gst. 3259 

 

 

 

Rückwidmung des Gst. 3264/1 

 

 

 

Rückwidmung der Gst. 3264/4 und 3264/19 
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Rückwidmung des nordöstlichen Tb. Gst. 3265/1 

 

 

 

Rückwidmung des nicht sinnvoll bebaubaren Gst. 3256/10 
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KAPFING 

 
 

Vorwiegend Wohnnutzung 

 

 

 

 

 

 

W05 | z1 BR1 

Die bereits gewidmeten Flächen sind zur Nachverdichtung und Lückenschließung 

heranzuziehen. Es gilt die Bebauungsregel BR 1. 

 

Siedlungsentwicklungsfläche auf Tb. Gst. 3375/1 kann nach Maßgabe des tatsächlichen 

Baulandbedarfs bzw. nach Vorliegen der jeweiligen Voraussetzungen, wie Erschließung und 

technische Infrastruktur, als Bauland gewidmet werden. Die Grundsätze der 

Vertragsraumordnung sind anzustreben. 

 

Siedlungsentwicklungsfläche auf Gst. 3378/6 ist für eine Erweiterung des Wohnraumes auf Gst. 

3378/5 vorgesehen. Eine Widmung ist nur im Rahmen einer Arrondierung möglich. Die 

Grundsätze der Vertragsraumordnung sind anzustreben. Das Projekt muss seitens des 

Bauwerbers konkretisiert werden und durchführbar sein. 

Wenn die entfernten Obstbäume wieder ersetzt werden, bestehen für eine Widmung keine 

Bedenken (vgl. STN Umwelt). Das Gst. wird an die bestehende WVA angeschlossen 

(Erweiterung des Siedlungsgebiets). Laut Stellungnahme Wasserwirtschaft wäre es für 

zukünftige Projekte wichtig ein Konzept einer Versickerungsanlage zu erstellen, oder den 

Anschluss an den örtlichen Kanal. Es wird erinnert, dass im Falle einer Einleitung in die öffentliche 

Kanalisation ein Indirekteinleitervertrag abgeschlossen bzw. angepasst werden muss. 

Nachdem das Gst. in keiner Gefahrenzone liegt, wird der zukünftigen Widmung und Bebauung 

ohne Auflagenvorschlag bzw. Bedingungen zugestimmt. 

 

Siedlungsentwicklungsfläche auf Tb. Gst. 3392/1 ist für den geförderten Wohnbau vorgesehen. 

Die Vertragsraumordnung (§ 9) ist zwingend für diesen Bereich anzuwenden. Laut 

Stellungnahme Wasserwirtschaft wird das Gst. an die schon bestehende WVA angeschlossen 
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1 
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(Siedlungserweiterung). Es wäre für zukünftige Projekte wichtig ein Konzept einer 

Versickerungsanlage zu erstellen, oder den Anschluss an den örtlichen Kanal. Es wird erinnert, 

dass im Falle einer Einleitung in die öffentliche Kanalisation ein Indirekteinleitervertrag 

abgeschlossen bzw. angepasst werden muss. Der zukünftigen Widmung und Bebauung wird 

ohne Auflagenvorschlag bzw. Bedingungen zugestimmt. 

 

Siedlungsentwicklungsfläche auf Gst. 3523/1. Fläche kann in Kombination mit einer 

Vertragsraumordnung und nach Vorliegen der notwendigen Infrastruktur als Bauland 

gewidmet werden. 

Das Gst. wird an die schon bestehende WVA angeschlossen (Siedlungserweiterung). Es wäre 

für zukünftige Projekte wichtig ein Konzept einer Versickerungsanlage zu erstellen, oder den 

Anschluss an den örtlichen Kanal. Es wird erinnert, dass im Falle einer Einleitung in die öffentliche 

Kanalisation ein Indirekteinleitervertrag abgeschlossen bzw. angepasst werden muss. Der 

zukünftigen Widmung und Bebauung wird ohne Auflagenvorschlag bzw. Bedingungen 

zugestimmt. 

 

Siedlungsentwicklungsflächen auf Tb. Gst. 3463/1 und Tb. Gst. 3459/1 dienen der Arrondierung. 

Wenn die entfernten Obstbäume auf Gst. 3459/1 und 3463/1 wieder ersetzt werden, bestehen 

laut Stellungnahme der Umweltbehörde keine Bedenken bei einer Widmung. 

 

Siedlungsentwicklungsfläche auf Tb. Gst. 3509/1. Eine Widmung kann nur nach Vorlage eines 

konkreten Konzepts erfolgen. Fläche kann nach Maßgabe des tatsächlichen Baulandbedarfs 

bzw. nach Vorliegen der jeweiligen Voraussetzungen, wie Erschließung und technische 

Infrastruktur, als Bauland gewidmet werden. Die Grundsätze der Vertragsraumordnung werden 

angestrebt. 

Die Fläche befindet sich in der gelben Wildbachgefahrenzone des Finsingbaches. Dies 

bedeutet, dass im Ereignisfall mit Überflutungen und Überschotterungen in diesem Bereich zu 

rechnen ist. Im Zuge künftiger Bebauungen muss laut WLV zwingend eine Stellungnahme der 

zuständigen Dienststelle eingeholt werden. 

 

Vorwiegend touristische Nutzung 

 

 

 

 

 

 

T03 | z1 BR1 

Die vorhanden noch unbebauten Grundstücke sind zur Nachverdichtung und 

Lückenschließung heranzuziehen. Die Bebauungsregel BR 1 kommt hier zur Anwendung. 

 

Vorwiegend gewerblich gemischte Nutzung 

 

 
M08 | z1 B! D1 

Elektrofachgeschäft auf Gst. 3427/2 

Allgemeines Mischgebiet mit Einschränkungen für betriebliche Nutzungen. Festlegung: Zulässig 

sind nur Handelsbetriebe, Lager und handwerksmäßige Klein- und Mittelbetriebe; nicht zulässig 

sind schotterverarbeitende Betriebe, Asphaltbrechanlagen u. Deponien von Schotter u. 

Asphalt. 

Bauliche Entwicklungen sind in Dichtezone 1 auszuführen. Es gilt Bebauungsplanpflicht im Sinne 

einer bodensparenden Bebauung. 
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M09 | z1 BR1 

Die bereits gewidmeten Flächen sind zur Nachverdichtung und Lückenschließung 

heranzuziehen. Es gilt die Bebauungsregel BR 1. 

Die Flächen sind zu der im Rahmen der Mischgebietswidmung zulässigen gewerblichen sowie 

zu einer Wohnnutzung geeignet. 

Das Mischgebiet weist folgende Einschränkungen auf: 

- Keine schotterverarbeitenden Betriebe 

- Keine Stein- und Asphaltbrechanlagen 

- Keine Schotter-, Aushub- oder Asphaltdeponie 

- Keine Transportbetriebe für Fracht- und Personenbeförderungen 

- Keinen Schlachthof oder ähnlichen Betrieb 

- Nur Handelsbetriebe oder Lager 

- Nur handwerksmäßige Klein- und Mittelbetriebe zulässig 

 

Vorwiegend gewerbliche-industrielle Nutzung 

 

 
G05 | z1 B! D3 

Erweiterungsfläche auf Teilbereich Gst. 3423. Die Vertragsraumordnung (§ 9) ist für diesen 

Bereich anzuwenden. Bauliche Entwicklungen sind in Dichtezone 3 auszuführen. Es gilt 

Bebauungsplanpflicht im Sinne einer bodensparenden Bebauung. 

Der Teilbereich liegt zur Gänze in der gelben Wildbachgefahrenzone Finsingbach und 

Rischbach sowie in der gelben Gefahrenzone (WRG). Laut Stellungnahme der WLV gelten die 

allgemeinen Vorschreibungen für Gelbe Wildbachgefahrenzonen. 

Fläche wird an die schon bestehende WVA angeschlossen. Es wäre für zukünftige Projekte 

wichtig ein Konzept einer Versickerungsanlage zu erstellen, oder den Anschluss an den 

örtlichen Kanal. Es wird erinnert, dass im Falle einer Einleitung in die öffentliche Kanalisation ein 

Indirekteinleitervertrag abgeschlossen bzw. angepasst werden muss. 

Der Planungsbereich ist aus wasserbautechnischer Sicht für eine Bebauung geeignet, da sich 

dieser in keiner roten Zone befindet. In dem Bereich handelt es sich um keine Erweiterung des 

Siedlungsgebietes mit erheblich höherem Gefährdungspotential, da es sich um keine 

Erweiterung von einer gelben in eine rote Gefahrenzone und von einem HQ100 in einen HQ30-

Abflussbereich handelt. Die Zugänglichkeit für zukünftige Instandhaltungen muss auch nach 

Umsetzung der Maßnahmen gegeben sein. Hierbei wird ein 5 m breiter Uferstreifen 

eingefordert. In einem zukünftigen Bau- oder Widmungsverfahren ist mit einem 

Auflagenvorschlag zu rechnen. Im Zuge einer Widmung muss eine Stellungnahme der 

Wasserwirtschaft eingeholt werden. 

Das Gst. befindet sich östlich der Zillertalstraße B169. Seitens der Landesstraßenverwaltung gibt 

es keinen Einwand. Bei künftigen Bebauungen sind die Abstandsbestimmungen gemäß § 49 

Tiroler Straßengesetz einzuhalten. 

 

 
G06| z1 B! D3 

Südliches Gewerbegebiet der Gemeinde Fügen im Ortsteil Kapfing (Gst. 3426/1, 3426/2, 

3425/2, 3426/3, 3427/4, 3427/5, 3427/3, 3427/1, 3427/6), Gewerbe- und Industriegebiet mit 
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Einschränkungen für betriebliche Nutzungen. Bauliche Entwicklungen sind in Dichtezone 3 

auszuführen. Es gilt Bebauungsplanpflicht im Sinne einer bodensparenden Bebauung. 

Folgende Betriebe sind nicht zulässig: 

- Betriebe mit der Gewerbeberechtigung für die Durchführung von Erdbewegungen 

und die dazugehörigen Transportaufgaben, 

- Speditionen und Frächtereibetriebe, sofern sie nach gewerberechtlichen 

Vorschriften LKW-Stellplätze benötigen, sowie Großraumtankstellen 

- Betriebe für die Aufbereitung, Erzeugung und Lagerung von Baumaterialien, sowie 

Asphaltier- und Betonmischanlagen 

- Alt- und Wertstoffrecyclingbetriebe 

- Betriebe mit überwiegendem Lager und Abstellflächenanteil, die gefährliche Stoffe 

lagern, be- oder verarbeiten 

- Betriebe der Baustoffindustrie, die Schotter verarbeiten 

 

Vorwiegend Sondernutzung mit erheblichen baulichen Anlagen 

 

 
S27 | z1 D0 

Gesamter betriebseigener Fuhrpark Abstellplatz für betriebseigene LKW's; Anhänger, Bagger, 

Kräne sowie PKW' s für die eigenen Mitarbeiter Holzlagerung, Lagerung von diversem 

Baumaterial, wie Schalungen, Schotter, Isolierungen, PVC Rohren auf Gst. 3425/1 

 

 
S28 | z1 D0 

Hundeabrichteplatz auf Tb. Gst. 3423 

 

 
S29 | z1 D0 

Hofstelle, Pferdekoppel, Reitplatz, Gastronomiebetrieb mit max. 60 Sitzplätzen für den 

bestehenden Betrieb Restaurant Café Edhof bzw. dessen Nachfolgebetrieb auf Gst. 3446/9  

 

 

Ausschussflächen 

 

 

 

Rückwidmung des Gst. 3395/3 

 

 

 

Rückwidmung des Gst. 3449/2 

 

 

 

Rückwidmung des Tb. Gst. 3523/5 
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Infrastrukturentwicklung 

 

 

 

 

Errichtung einer Straße zur inneren Erschließung im Bereich Gst. Tb. 3392/1 

 

 

 

 

 

Errichtung einer Straße zur inneren Erschließung im Bereich Gst. Tb. 3508 

 

 

 

 

 

Ausbau der Gemeindestraße Kleinbodenerstraße im Bereich Gst. Tb. 3387/1 

 

 

 

 

Vk 2 

Vk 3 

Vk 1 
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KLEINBODEN 

 
 

Vorwiegend Wohnnutzung 

 

 

 

 

 

 

W06 | z1 BR1 

Die bereits gewidmeten Flächen sind zur Nachverdichtung und Lückenschließung 

heranzuziehen. Es gilt die Bebauungsregel BR 1. 

 

Siedlungsentwicklungsfläche auf dem Tb. Gst. 3472/1. Die Fläche kann nach Maßgabe des 

tatsächlichen Baulandbedarfs bzw. nach Vorliegen der jeweiligen Voraussetzungen, wie 

Erschließung und technische Infrastruktur, als Bauland gewidmet werden. Eine Verbesserung 

der Infrastruktur ist hierbei vor allem anzustreben. Gst. 3472/1 liegt zur Gänze in der gelben 

Wildbachgefahrenzone des Finsingbaches. Im Ereignisfall ist laut Stellungnahme der WLV mit 

Überflutungen und Überschotterungen in diesem Bereich zu rechnen. Im Zuge künftiger 

Bebauungen muss zwingend eine Stellungnahme der zuständigen Dienststelle eingeholt 

werden. 

 

Vorwiegend Sondernutzung mit erheblichen baulichen Anlagen 

 

 
S30 | z1 D0 

Gasthof auf Gst. 3494 und .589 

Feuerwehr auf Gst. .573 
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Infrastrukturentwicklung 

 

 

 

 

Ausbau der Gemeindestraße Knappenweg im Bereich Gst. Tb. 3473 

 

 

Vk 4 


